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Mit dem folgenden zweiten und letzten 
Teil werden die in Heft 5-611992 des 
ANSCHNITT begonnenen Untersuchun­
gen und Fragestellungen Michael Fess­
ners zur Organisation des Ruhrberg­
baus im 17. und 18. Jahrhundert fortge­
setzt. .Ein besonderes Augenmerk gilt 
dabei der bergrechtliehen Stellung der 
Gewerken. Auch die hier wiedergegebe­
nen Gedankengänge und Arbeitsergeb­
nisse lassen erkennen, daß die bisheri­
gen Forschungen, vorrangig unter dem 
Gesichtspunkt des Direktionsprinzips 
mit ihrer starken Betonung der staatli­
chen Aktivitäten betrieben, der realen Si­
tuation der vorindustriellen Zeit nur un­
zureichend gerecht werden und einer 
weiteren Auswertung des vielfältigen 
Quellenmaterials bedürfen. 

Wie notwendig solche neuen Ansätze 
sind, hat bereits die Reaktion auf den er­
sten Teil des Aufsatzes gezeigt, und 
zwar nicht nur bei Fachhistorikern. Berg­
oberrat Eberhard Heintzmann (Hanno­
ver) vertritt die Meinung, der Verfasser 
gehe " in unsachlicher Weise mit der Ge­
schichte des Ruhrbergbaus um " und 
"hätte sein Forschungsproblem besser 
einer Lösung zuführen sollen, anstatt die 
preußische Beamtenschaft des 18. ·Jahr­
hunderts derart zu verunglimpfen." 

in seinem Leserbrief fährt er fort: " Der 
Verfasser übersieht, daß zum zuende­
gehenden 18. Jahrhundert das Di­
rektionsprinzip vorherrschte, das erst im 
19. Jahrhundert vom Inspektionsprinzip 
abgelöst wurde. Ohne eine direkte Ein­
flußnahme auf den Grubenbetrieb durch 
den Staat wäre der völlig darniedergele­
gene Steinkohlenbergbau in der Mark 
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überhaupt nicht zum Leben erwacht. 
Deshalb waren die ins Ruhrgebiet ent­
sandten Bergbeamten nach einer Kabi­
nettsorder Friedrichs des Großen ver­
pflichtet, sich an den Gruben selbst zu 
beteiligen. Nach § 4, Capt. XXXVII der 
Rev. Bergordnung Johann Friedrich 
Heintzmanns sind die Bergbeamten ge­
halten gewesen, im Falle rückständiger 
Zubußen, die Kuxe säumiger Gewerken 
zu übernehmen. So besaß auch Ju/ius 
Phitipp Kuxe von 63 Gruben, wodurch 
der Preußische Staat ganz im Gegen­
satz zur heutigen Praxis sein andauern­
des Interesse am florierenden Steinkoh­
lenbergbau bekundete und gleichzeitig 
die Initiative des einzelnen anregte. Mit 
dem Inspektionsprinzip ging diese er­
folgreiche Bergbauförderung weitge­
hend verloren, insbesondere wurde da­
durch, daß sich erfahrene höhere Berg­
beamte nicht mehr an den Gruben betei­
ligen durften, dem Raubbau Tür und Tor 
geöffnet. Auch ist nicht richtig, daß das 
preußische Hüttendepartement diese 
Doppelfunktion stillschweigend duldete 
- damals gab es noch keine klamm­
heimlichen Schreibtischtäter -. " 

Eberhard Heinztmann teilt ferner als 
" letzter Bergmann einer alten Berg­
mannsfamilie " mit, er erwarte, daß der 
zweite Teil des Aufsatzes " nicht veröf­
fentlicht wird, bevor Teilt nicht richtigge­
stellt wurde ". Dazu gehört auch folgende 
Mitteilung: " Der Freiherr von und zum 
Stein war ein persönlicher Freund des 
Bergrats Ju/ius Phitipp Heintzmann. Als 
Direktor des Oberbergamtes Wetter 
hatte Stein von 1784 bis 1793 die Ober­
leitung über die westfälischen Bergäm­
ter und machte mit Ju/ius Phitipp oft 

große Ritte zu den Gruben. Stein blieb 
dann gewöhnlich über Nacht zu Gast auf 
Haus Weile. Aus dieser Zeit stammt der 
zitierte persönliche, humorvolle Brief an 
den Grafen von Reden, in dem Stein 
sich nach einer durchzechten Nacht 
über Morsbach und H. in einer nicht 
ernst gemeinten Art geäußert hat, wie 
dies auch heute noch unter Freunden 
und Bundesbrüdern denkbar wäre. Ich 
empfinde es aber als eine Geschmack­
losigkeit, aus einem persönlichen Brief 
und aus dem Zusammenhang heraus 
mißverständliche Einzelheiten zu veröf­
fentlichen. Der Brief steht deshalb auch 
nicht in Widerspruch zu der tatsächlich 
guten und engen Beziehung zwischen 
St. und H. " 

Den eingesandten Beitrag im " Bochu­
mer Anzeiger" vom 4. Februar 1956 
über Julius Phitipp Heintzmann 
meint die Schriftleitung dagegen den 
ANSCHNITT-Lesern vorenthalten zu 
können, obwohl er nach Auffassung sei­
nes Nachfahren "zur teilweisen Richtig­
stellung der . .. gewagten haarsträuben­
den Geschichtsklitterung " dienen 
könnte. - Hier stehen sich offenbar un­
terschiedliche Auffassungen über den 
historischen Aussagegehalt von Artikeln 
in Lokalblättern und wissenschaftlichen 
Arbeitsergebnissen anhand von Archi­
valien gegenüber. Die Schriftleitung 
hofft, auch so mit dieser Gegendarstel­
lung die Bedenken Eberhard Heintz­
manns gegenüber dem " Mitteilungs­
blatt" zerstreut zu haben, die sich in sei­
nen Worten äußern: " Ich weiß nicht, ob 
die zunehmend sozialkritische Tendenz 
des Anschnitt noch den Anspruch auf 
Objektivität erheben kann." 
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Die bergrechtliche Stellung 
der Gewerken 

Zwei Aspekte sind für die weitere Frage­
stellung von besonderer Bedeutung, daß 
sich die Gewerken, die zum großen Teil 
aus Adels- oder Kaufmannsgeschlech­
tern stammten, bis in die 1780er Jahre 
gegen jegliche staatliche Bevormun­
dung auflehnten und zum Teil auch er­
folgreich zur Wehr setzten. Der erste 
führt zu der Frage, ob der Steinkohlen­
bergbau dem landesherrlichen Bergre­
gal unterlag oder ob die Ausbeutung 
weiterhin dem Grundeigentümer zu­
stand. Dies betraf besonders die Verfü­
gungsgewalt der Adelshäuser über die 
auf ihren Gütern liegenden Steinkohlen­
gruben. Drei miteinander konkurrierende 
Interessen traten in diesem Spannungs­
feld auf: 1. der Landesherr mit seinen 
überwiegend fiskalischen Ansprüchen, 
2. der Grundstückseigentümer mit sei­
nen Eigentums- und Verfügungsrechten 
und 3. der Bergbautreibende mit seinen 
Berg baufreiheiten207. 

Der Rechtsstandpunkt der Regalität für 
Metalle wurde in den traditionellen Erz­
revieren und auch in der märkischen Re­
gion überhaupt nicht mehr angezweifelt 
und zur Diskussion gestellt. Dieses 
Recht war seit dem ausgehenden 16. 
Jahrhundert von den jeweiligen Landes­
herren längst zu ihren Gunsten entschie­
den worden208. Gleichwohl blieb die Re­
galität auf Steinkohlen in einem berg­
rechtlichen Freiraum. Die sächsischen 
Landesherren überließen dem Grundei­
gentümer die Verfügungsgewalt auf den 
Steinkohlenbergbau mit dem Steinkoh­
lenmandat vom 19. August 1743209, die 
märkischen Landstände hingegen be­
trachteten den Anspruch des Landes­
herrn auf das Steinkohlenregal als noch 
nicht ausreichend juristisch geklärt210 

Der Adel 

Der märkische Adel verwies nach der In­
besitznahme der Grafschaft durch Bran­
denburg-Preußen im Jahre 1614211 auf 
seine althergebrachten Rechte und Pri­
vilegien. Er weigerte sich, von den auf 
seinen Ländereien gelegenen Gruben 
die bergrechtliehen Abgaben - insbe­
sondere den Zehnt - an die Staats­
kasse abzuführen212. Er konnte auf ei­
nen rechtlich noch nicht geklärten Frei­
raum zurückgreifen, da die Bergregalität 
der Landesherren mit der Goldenen 
Bulle Karls IV. aus dem Jahre 1356, die 
auf der Renkalisehen Konstitution des 
Kaisers Friedrich Barbarossa von 1158 
basierte, sich in ihrem IX. Kapitel nur auf 
Metalle und Salze213 erstreckte und die 
Steinkohle nicht explizit erwähnte214. 

Die nach der brandenburgischen Besitz­
ergreifung weiterhin gültige Bergord­
nung des Herzogs Wilhelm IV. zu Jülich-
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Kleve-Berg, Mark und Ravensberg vom 
27. April 1542 bezog sich ebenfalls nur 
auf den Erzbergbau215. Der brandenbur­
gische Kurfürst versuchte mit der Beru­
fung des aus dem sächsischen Bergre­
vier kommenden Diedrich von Diest, 
seine Ansprüche gegen den Widerstand 
der Landstände auch auf den Steinkoh­
lenbergbau durchzusetzen216 

Brandenburg-Preußen besaß keine nen­
nenswerten Erzlagerstätten wie das Kö­
nigreich Sachsen, deren Zehnterträge 
die Staatskasse hätten füllen können. 
Die einzigen wesentlichen Boden­
schätze waren die Steinkohlen, und es 
verwundert daher auch nicht, daß der 
brandenburg-preußische Staat den 
Steinkohlenbergbau über das Bergregal 
als eine wesentliche Finanzquelle zu 
nutzen suchte. Die sächsischen Landes­
herren hingegen konnten wegen ihres 
umfangreichen und gewinnbringenden 
Erzbergbaus leicht auf die Einnahmen 
aus dem in ihrem Territorium zum dama­
ligen Zeitpunkt bedeutungslosen Stein­
kohlenbergbau verzichten. 

Diest stieß jedoch auf die vehemente 
Gegnerschaft der klevisch-märkischen 
Landstände, als er versuchte "ob schon 
Ieib und Iebens gefahr"217 die bergrecht­
liehen Abgaben von den Adligen und 
den Salzwerken einzufordern218. Die Re­
gierung, die nicht die unsichere Rechts­
lage und die innenpolitischen Schwierig­
keiten, sich gegen die märkischen Land­
stände durchzusetzen, verkannte219, ließ 
im November 1632 die Regalität auf den 
Steinkohlenbergbau durch eine nament­
lich nicht genannte juristische Fakultät 
prüfen, deren Ergebnis unbekannt ge­
blieben ist220. 

Die Urteilstindung scheint jedoch im 
Sinne des Landesherrn ausgefallen zu 
sein, da Diest weiterhin die bergrechtli­
ehen Abgaben einforderte. Die adligen 
Grundherren reagierten umgehend und 
verständigten sich noch im selben Jahr 
auf einer Versammlung in Castrap auf 
eine gemeinsame Haltung gegenüber 
den Eingriffen der Regierung in ihre Ei­
gentumsrechte und Privilegien221 . 

Die Grundbesitzer verweigerten ebenso 
eine Nutzung ihrer . Ländereien und Gü­
ter nach den Bestimmungen der Berg­
baufreiheit Der Gewerke Cordt Stock 
bekam trotz Belehnung und Freierklä­
rung durch Diest in den 1630er Jahren 
erhebliche Schwierigkeiten mit dem 
Grundherrn, einem gewissen Johann 
Hallo, der ihn mit Hilfe des Hochgrafen 
zu Schwelm in seiner Bergbaufreiheit zu 
beeinträchtigen suchte222. Stock forderte 
von Diest "Schutz und Schirm" gegen­
über den Ansprüchen des Grund­
herrn223. Diest ließ 1639 nochmals die 
Bergordnung von 1542 mit dem aus­
drücklichen Hinweis der Regalität auch 
auf den Steinkohlenbergbau veröffentli-

chen224, deren praktische Umsetzung 
auch hinsichtlich alter beim Steinkohlen­
bergbau herrschender Gewohnheiten 
kaum zu verwirklichen war225 Die Aus­
einandersetzung mit den märkischen 
Landständen hielt während des Dreißig­
jährigen Krieges an. 

Der Westfälische Friedensschluß von 
1648 bestätigte im ersten Paragraphen 
des 8. Artikels ausdrücklich den Reichs­
ständen in ihrer Eigenschaft als Landes­
herren die Regalien in ihrem Herr­
schaftsbereich226, und die märkischen 
Landstände reagierten umgehend: Sie 
erkannten im Oktober 1649 in einem 
Landtagsbeschluß zwar prinzipiell den 
Kohlezehnt als landesherrliches Regal 
an, verwiesen jedoch einschränkend auf 
ihre althergebrachten Freiheiten und ka­
men zu dem Schluß, daß "von denjeni­
gen Kohlen, welche sie zu ihrem eige­
nen Hausbrande und in ihren adligen 
Bauten graben lassen und verbrauchen 
werden, der Zehnt nicht gefordert noch 
bezahlt werden" soll227. Der klevische 
Landtag bekräftigte diesen Beschluß 
nochmals im August 1660228, um gegen 
die landesherrschaftliehen Ansprüche 
rechtlich abgesichert zu sein und den 
Anspruch auf bereits verliehene Privile­
gien aufrechtzuerhalten229. 

Die Regierung hingegen bestand weiter­
hin unter Androhung der bergrechtliehen 
Strafen auf der Bergregalität der Stein­
kohlen, wohingegen die Adligen auf ihre 
Freiheiten verwiesen und den Zehnt ver­
weigerten, wie der Bergmeister Walter 
von Morrien im Januar 1682 feststellen 
mußte, "daß von dem Kohlgewerk ge­
richte Herbede, Witten und Horst gar 
nichts, von den übrigen bergen aber im 
Amt Bochum und Blankenstein gar we­
nig entrichtet werde"230. Sie konnten 
dies ohne größere Schwierigkeiten tun, 
da der Staat den Bergzehnt nicht direkt 
über eine eigene Verwaltungsbehörde 
einzog, sond.ern an "Rentfreyen eines 
jeden Ortes" verpachtete. Es bleibt aller­
dings recht zweifelhaft, inwieweit die 
Rentmeister in der Lage waren, sich ge­
genüber den selbstbewußten und ein­
flußreichen märkischen Adelshäusern 
durchzusetzen. "ad 1. wegen derer ade­
liehen Freyheiten von Entrichtung des 
Zehndtens derer in ihren Gerichten bau­
enden Bergwerke uns nichts bekandt, 
weniger bewußt, aus welchen Funda­
ment sie solche Exemtion sollten prae­
tendiren oder behaupten können noch 
daß sie denselben sich jemahlen ange­
paßet haben"231 . 

Die Einrichtung des Bergamtes in Bo­
chum im Jahre 1737 zur regelmäßigen 
Einbehaltung des Bergzehnts läßt den 
Schluß zu, daß das vormalige Verpach­
tungssystem nicht sehr effektiv und ein­
träglich gewesen war und zu vielerlei 
Betrügereien und Hinterziehungen ge­
führt hatte232. 
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Die Wasserburg Kemnade im heutigen Bochumer Stadtteil Stiepel war Sitz des Adelsgeschlechtes der Sybergs, das fast ein Jahrhundert lang mit 
den preußischen Bergbehörden um den Kohlenzehnten stritt 

Der brandenburgisch-preußische Staat 
ging weiterhin von seinem prinzipiellen 
Besitz der Bergregalität auf Steinkohlen 
aus, das er in der Bergordnung von 1737 
erstmalig und ausdrücklich kodifizierte . 
Die Landstände mußten diesen An­
spruch in jedem einzelnen Fall mit ent­
sprechenden Beweisen anhand ihrer alt­
hergebrachten Privilegien widerlegen233. 
Dieser Interessengegensatz führte zu 
langwierigen rechtlichen Auseinander­
setzungen, die seit dem ausgehenden 
17. und für das gesamte 18. Jahrhundert 
aktenmäßig nachgewiesen werden kön­
nen. Dennoch übte der Staat einen un­
mittelbaren Zwang auf die Landstände 
aus, freiwillig auf mögliche eigene 
Rechte zu verzichten. 

Die Ausfuhr der Steinkohle von Adelsgü­
tern , die von der Zehntabgabe befreit 
waren, wurde wie der Import ausländi­
scher Kohlen behandelt und mit einem 
entsprechenden Zoll belegt, um - wie 
eine königliche Anordnung ausführte 
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zehntpflichtige Gewerken nicht zu be­
nachteiligen234. Inwieweit diese Verord­
nung in der Praxis gehandhabt wurde, 
bleibt unklar. Es kann aber bei dem de­
solaten Zustand der märkischen Berg­
behörden im 18. Jahrhundert davon aus­
gegangen werden , daß diese Verord­
nung nur auf dem Papier bestand . 

Das einflußreiche märkische Adelsge­
schlecht Romberg konnte bereits im 
Jahre 1661 eine Befreiung vom Kohle­
zehnt erreichen235. Die Frei- und Ge­
richtsherren von der Recke zu Witten 
führten fast 80 Jahre lang von 1660 bis 
1750 eine gerichtliche Auseinanderset­
zung mit den Bergbehörden und dem 
Fiskus über die Zehntabgaben236 Sie 
verloren 1737 den Prozeß gegen den 
Staat. Jedoch konnten sie trotz mehrfa­
cher Strafandrohung erst im Jahre 1742 
nur mit militärischer Gewalt zur Zehntab­
gabe gezwungen werden23

l Der Frei­
herr Arnold zu Wendt zur Horst im Ge­
richt Horst ging in der ersten Hälfte des 

18. Jahrhunderts ebenfalls mit gerichtli­
chen Schritten gegen die Herrschaftsan­
sprüche des Staates vor238. Der Freiherr 
von Hövel zur Ruhr entrichtete von der 
auf seinen Gütern gelegenen Zeche 
Schwarzer Adler noch im Jahre 1755 
weder die Zehntabgaben noch die Meß­
gelder, wie von Hagen bei seiner Berei­
sung des Reviers feststellen mußte. 
Auch konnte er nicht eindeutig klären, 
wie viele solcher Fälle in der Grafschaft 
Mark noch vorkamen: "Wie indessen 
ähnliche Fälle in der Grafschaft Marck 
existieren mögen , zu deren Recherchie­
rung mir die Zeit gefehlet; So meritiret es 
wohl überalleine fernere genaue Nach­
frage , damit jeder zu dem was ihm recht­
mäßig gebühret, gelangen möge "239. 

Bergfiskus kontra Syberg zu 
Kemnade und Wichfingen 

Das Adelsgeschlecht der Sybergs zu 
Kemnade und zu Wichlingen im Gericht 
Stiepel - einem heutigen südlichen 
Stadtteil Bochums240 - ließ sich von den 
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Herrschaftsansprüchen des Staates 
nicht abschrecken und führte fast 1 00 
Jahre lang bis zum ausgehenden 18. 
Jahrhundert eine hartnäckige Auseinan­
dersetzung mit den Bergbehörden um 
die Zehntbefreiung, deren endgültige 
Regelung erst in einem Abfindungsver­
trag zugunsten des Bergfiskus am 1. 
Juni 1841 erfolgte241 . Die Regierung in 
Kleve bestätigte im Oktober 1669, im 
Oktober 1683 und nochmals im Novem­
ber 1691 die Abgabenfreiheit des Hau­
ses Syberg, wohingegen Syberg diese 
Abgabenfreiheit mit der Anerkennung 
seiner Verfügungsgewalt über den 
Steinkohlenbergbau auf seinen Lände­
reien gleichsetzte242. Jedoch versuchte 
der Staat, weiterhin seine Ansprüche 
trotz Sybergs Abgabenfreiheit durchzu­
setzen, insbesondere das bergrechtliche 
Belehnungsverfahren243. Eine Eingabe 
Sybergs im November 1720 mit dem 
Hinweis auf die seinen Vorfahren zuer­
kannten Freiheiten fand die gerichtliche 
Bestätigung im Dezember 1723244 

Das Haus Syberg beharrte weiterhin auf 
seinem Nutzungsrecht der Steinkohlen , 
wohingegen der Staat auf seine berg­
rechtlichen und fiskalischen Ansprüche 
drängte und im Jahre 1739 im Gericht 
Stiepel eine königliche Zeche mit dem 
Namen Preußisch Zepter in Betrieb 
nahm. Syberg reagierte umgehend auf 
diese Provokation und ließ den Eingang 
des Stollens verstürzen und mit einem 
Holzzaun versperren. Darüber hinaus 
vertrieb er die Arbeiter eines von den 
Bergbehörden belehnten Bleibergwerks 
von seinen Gütern, da er sich infolge des 
zugesprochenen Bergzehnts auch im 
Besitz des Konzessionsrechtes fühlte245. 

Die Behörden waren überrascht und 
hilfslos über diese rigorose Vorgehens­
weise gegen die gerade in der Bergord­
nung von 1737 festgelegte Bergregalität 
des Landesherrn und fragten ratlos bei 
der Regierung in Kleve an, welche 
Schritte sie einleiten sollten . Dort wie in 
Berlin bestand man auf dem Bergregal 
und forderte Syberg ultimativ auf, den 
Stollen auf seine Kosten wieder auffah­
ren zu lassen und die Arbeiten am Blei­
bergwerk nicht weiter zu behindern246 

Die Zeche Preußisch Zepter nahm im 
Juli 1755 ihren Betrieb erneut auf247. 

Die Sybergs blieben unnachgiebig und 
verwiesen erneut auf die ihnen gericht­
lich zuerkannten Freiheiten , insbeson­
dere auf ein Gerichtsurteil vom Novem­
ber 1720 über den Mühlenzwang und 
die Bergwerksrechte248. Schließlich 
schaltete sich die Berliner Zentralregie­
rung direkt in diese prinzipielle Ausein­
andersetzung ein und forderte im Mai 
17 40 alle Unterlagen von der klevischen 
Regierung an249. Der Tod des Familien­
oberhauptes Friedrich Phitipp v. Syberg 
im Jahre 17 43 verhinderte eine weitere 
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gerichtliche Auseinandersetzung. Das 
Bergamt nutzte die Unmündigkeit seines 
Sohnes Johann Friedrich Wilhelm und 
zog seitdem den Bergzehnt von den im 
Gericht Stiepel liegenden Zechen ein 
und erteilte weiterhin Belehnungen und 
Mutungen für dortige neue Steinkohlen­
gruben. 

Als Johann Friedrich Wilhelm 1764 voll­
jährig wurde, erhob er wie seine Vorfah­
ren den Anspruch auf den Kohlezehnt, 
insbesondere auch auf den in seinen 
Augen seit 1739 unrechtmäßig abge­
führten Bergzehnt an die Staatskasse. 
Darüber hinaus forderte er die staatliche 
Rezeß- und Freikuxengelder für sich250. 
Das Bergamt und die Regierung in Kleve 
waren zunächst völlig überrascht und 
überrumpelt, als er anhand alter Doku­
mente251 seine Rechte einforderte, de­
ren Gegenstücke nicht aufzufinden wa­
ren. Die Bezirksregierung und das Berg­
amt sahen der gerichtlichen Auseinan­
dersetzung zuversichtlich entgegen252, 
obwohl Sybergs Rechtsvertreter Lethe 
darauf hinwies, daß es lediglich um die 
gerichtliche Bestätigung der eingereich­
ten Unterlagen gehen würde253. Im Fe­
bruar 1769 gab das Bergamt für das 
Freigericht Stiepel lediglich 14 Zechen 
an, die auch den Bergzehnt an den Fis­
kus entrichteten254. Drei Jahre später 
war diese Zahl wundersamerweise auf 
22 Zechen angestiegen , obwohl die 
bergamtliehen Mut- und Belehnungsbe­
scheide schon alle vor das Jahr 1769 
datierten255. 

Das Gerichtsurteil vom 23. Juni 1777 be­
stätigte die von Syberg eingereichten 
Unterlagen, wohingegen die von der kle­
vischen Regierung und vom märkischen 
Bergamt vorgelegten Gegenbeweise als 
ungenügend abgelehnt wurden . Das 
Gericht stützte sich bei seiner Urteilsfin­
dung auf einen von Syberg eingereich­
ten und beglaubigten "Bericht des advo­
cati Freudenberg " vom 18. August 1740. 
Das Urteil sprach Syberg nur den Kohle­
zehnt rückwirkend seit Juli 1739 zu . Das 
Recht des Staates an der Erhebung der 
Freikuxen- und Rezeßgelder blieb unan­
getastet, und das Bergamt wertete diese 
Aussage als eine indirekte Bestätigung 
der Bergregalität des Staates256 

Trotz einer ausdrücklichen Aufforderung 
des Hüttendepartements in Berlin an 
das Bergamt "wegen des Zehent im Ge­
richt Stiepel alle Attention " zu verwen­
den257, ging die gerichtliche Auseinan­
dersetzung auch in der zweiten Instanz 
im Oktober 1778 mangels ausreichen­
der Aktenlage der Regierung und des 
Bergamtes verloren. Das Gericht akzep­
tierte zwar die vom Bergamt vorgelegten 
neuen Gegenbeweise, es hielt sie je­
doch nicht für ausreichend, um Sybergs 
Dokumente und vor allem den Freuden­
bergischen Bericht widerlegen zu kön­
nen25B 

Das preußische Berg- und Hüttendepar­
tement hielt seinen Anspruch an dem 
Kohlezehnt trotzdem weiterhin aufrecht 
und ging in die dritte und damit letzte ln­
stanz259 Es schaltete sich nun direkt ein 
und forderte den Freudenbergischen 
Bericht260 sowie sämtliche weiteren Un­
terlagen vom Bergamt zur Prüfung an261. 
Eine gerichtliche Niederlage in der drit­
ten Instanz hätte neben der prinzipiellen 
bergrechtliehen Frage auch eine Signal­
wirkung für weitere märkische Adelshäu­
ser gehabt, erneut gegen die Zehntab­
gabe zu prozessieren. Darüber hinaus 
standen erhebliche fiskalische Ansprü­
che auf dem Spiel. 

Die vom Bergamt vorgelegten Zehntab­
gaben für das Gericht Stiepel, die bei 
dem desolaten Rechnungswesen ohne­
hin nur als ein minimaler Richtwert ange­
sehen werden können , beliefen sich für 
die Jahre 1739-1777/78 für die "ins 
Land" verkaufte Kohle von 70 983 Malter 
im Werte von 16 721 Reichstaler auf rd . 
1672 Reichstaler262. Dieser Absatz 
stellte aber nur den kleinsten Posten an 
verkauften Kohlen und an Einnahmen 
für den Staat dar und konnte vom Berg­
amt unterbunden werden , da das Amt 
Blankenstein im Süden und das Amt Bo­
chum im Norden das Gericht Stiepel 
vollständig umgrenzten. 

Der größte Teil der Steinkohlen ging 
nach Gahlen und über Ruhrort weiter 
nach Holland, wobei die Steinkohlenab­
fuhr über die Ruhr eine immer bedeutsa­
mere Einnahmequelle wurde und mit 
dem Bau von Schleusen zur besseren 
Schiffbarmachung der Ruhr staatlicher­
seits gefördert wurde263. Jedoch floß die 
Ruhr direkt durch das Gericht Stiepel , 
und das Bergamt besaß kaum eine Mög­
lichkeit, diesen Verkehrsweg zu sper­
ren264 

Eine bergamtliche Zusammenstellung 
gab allein für einen Zeitraum von 14 Jah­
ren , und zwar für die Zeit 1764-1778, 
an abgeführten Steinkohlen 42 122 Mal­
ter im Wert von 4742 Reichstaler an, de­
ren Zehnteinnahmen rd. 474 Reichstaler 
ausmachte. Des weiteren erhielt das 
Bergamt von diesen verkauften Kohlen 
702 Reichstaler an Meß-, 358 Reichsta­
ler von Kux- und 122 Reichstaler an 
Knappschaftsgeldern26s. Gleichwohl war 
der Steinkohlenbergbau im Gericht Stie­
pel trotz dieser fiskalischen Abgaben ein 
lohnendes Geschäft für die Gewerken, 
wie die Ausbeute von gut 2517 Reichs­
taler für die Jahre 1772/73-1777/78 be­
legt2ss. 

Die neuerliche gerichtliche Entschei­
dung bestätigte abermals die Urteils­
sprüche der ersten und zweiten Instanz 
und somit die Ansprüche Sybergs. Das 
Bergamt und das Berg- und Hüttende­
partement mußten erneut eine Nieder­
lage hinnehmen. Jedoch mußte auch 
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Syberg in seinen maximalen Forderun­
gen zurückstecken. Es wurde ihm ledig­
lich der Kohlezehnt zugesprochen, und 
zwar nur rückwirkend vom 5. Oktober 
1768 an, da die vom Bergamt vorgeleg­
ten und vervollständigten Akten nun vom 
Gericht zum Teil akzeptiert wurden267

. 

Das Berg- und Hüttendepartement be­
wertete das Urteil dennoch als einen Er­
folg. Es sah die prinzipielle landesherrli­
che Bergregalität auf den Steinkohlen­
bergbau im Gericht Stiepel trotz der For­
derungen Sybergs mit Ausnahme des 
Kohlezehnts bestätigt und erkannte, 
"daß durch die dem von Syberg in die­
sem Urteil zuerkannte Kohlen-Zehnt Ge­
rechtigkeit im Gerichte Stiepel die Ober 
Landesherrliche Aufsicht und Direction 
des Bergbaues, der daselbst umgehen­
den Kohlenwerke nicht aufgehoben sey, 
und darsolche dem Berg-Amt zu exer­
cieren, aufgegeben werde, so folget 
hieraus, daß die Gewerke bewegte Koh­
lenwerke auch fürs zukünftige, sowohl 
diese Ober-Aufsicht und Direction nach 
der Berg-Ordnung und desselbigen Lan­
des Gesetzes, als den dafür gebühren­
den Receß und Quatember-Gelder auch 
anderen Gebühren, welche daher flie­
ßen, unterworfen bleiben. Die Erhebung 
der Zehnden hingegen muß nunmehr 
aufhören, und dem von Syberg überlas­
sen werden"268

. Berlin wies im Juli 1779 
das Märkische Bergamt an, den Kohle­
zehnt an die Sybergs abzutreten269

. 

Die zugesprochene Zehntgerechtigkeit 
erwies sich für diese aber als ein Phyr­
russieg. Das Märkische Bergamt unter­
nahm in der Folgezeit alles, um Syberg 
sein Recht zu vereiteln, insbesondere 
die Kohlenausfuhr aus dem Gericht Stie-
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Lange Zeit hindurch 
prägte die Förderung der 
Kohlen mit Hilfe eines 
schlichten Haspels das Er­
scheinungsbild des Ruhr­
bergbaus. Beim Transpor­
tieren der Kohle über Tage 
waren auch Frauen als 
Hilfskräfte beschäftigt 
(Ruhrlandmuseum Essen) 

pel gänzlich zu untersagen oder zumin­
dest mit einem Importzoll für den Land­
absatz und einem Exportzoll für den Ver­
kauf über die Ruhr zu versehen270 Dar­
über hinaus kam es zwischen dem Berg­
amt und den Ruhrschiffern zu einer 
heimlichen Absprache, keine Kohlen 
mehr von der Zeche Preußisch Zepter 
über die Ruhr abzuführen. Die höheren 
märkischen Bergbeamten wußten aber 
in ihrer Eigenschaft als Gewerken im 
Gericht Stiepel, daß sie sich mit ihrer 
Handelsblockade "zu Wasser und zu 
Lande"271 langfristig selbst am meisten 
schaden würden. Sie strebten einen zu 
ihren Gunsten ausfallenden Vergleich 
mit den Sybergs an, indem diese gegen 
einen einmaligen oder einen jährlichen 
festen Geldbetrag aus der Bergamtskas­
se auf ihre Kohlenzehntrechte für immer 
verzichten sollten272

. 

Das Berg- und Hüttendepartement in 
Berlin unterstützte dieses Vorhaben . Je­
doch lehnte das Haus Syberg die einsei­
tigen Vorschläge des Bergamtes ab, da 
es von dem im Aufschwung befindlichen 
Export nach Holland eine ertragreiche 
Einnahmequelle für die weitere Zukunft 
sah273

. Die Gewerken im Gericht Stiepel 
unter der Meinungsführerschaft der Ge­
werken Heintzmann und Wünnenberg 
einigten sich letztendlich auf einen perfi­
den Kompromiß mit dem Bergamt und 
seinen höheren Beamten Heintzmann 
und Wünnenberg : Sie bekamen weiter­
hin alle Freiheiten zugestanden, wohin­
gegen sie sich verpflichteten, weiterhin 
die Meß-, Rezeß- und Knappschaftsgel­
der sowie den fünfzehnten Teil der ver­
kauften Kohle freiwillig an das Bergamt 
abzuführen. Darüber hinaus sagten sie 

dem Bergamt zu , den Kohlenzehnt Sy­
bergs "in natura" zu verstürzen und den 
Zehntenteil der geförderten Kohlen nicht 
zu seinen Gunsten mitzuverkaufen274 

Entgegen mehrfacher Aufforderung aus 
Berlin und Kleve zögerte das Bergamt 
die amtliche Mitteilung an Syberg über 
seine Zehntgerechtigkeit hinaus2 75 und 
teilte ihm nur formlos seinen Anspruch 
mit276

. Jedoch ließ es die Schichtmeister 
und Gewerken über die neue Situation 
im unklaren2n Syberg beklagte sich bit­
ter im Januar 1780 bei der Regierung in 
Kleve über diese Verschleppungsstrate­
gie und verlangte die Übertragung der 
Urteilsausführung an ein benachbartes 
Landgericht, da einige Bergamtsmitglie­
der - insbesondere Heintzmann und 
Wünnenberg - gegen ihn als Zeugen 
ausgesagt hätten und von ihnen keine 
objektive Behandlung zu erwarten 
war278

. Die Regierung wies das Bergamt 
mit dem Hinweis auf die möglichen juri­
stischen Folgen an, Syberg endlich in ei­
nem offiziellen Dokument seine Rechte 
zu bestätigen27H 

Dieses fand einen neuen Weg, Syberg 
seinen Kohlenzehnt zu vereiteln . Wie 
dieser in einem weiteren Schreiben an 
die Regierung vom Februar 1780 aus­
führte , "hat dasselbe in der Anlage nur 
dem Bergmeister Heintzmann und Ober­
geschworenen Wünnenberg aufgetra­
gen, mich vermittels Überweisung eines 
Stücks Kohlen von jeder Zeche zu im­
mitieren, und denen Schichtmeistern zu 
bedeuten, daß sie von mir zuerkannten 
Zehnten allein schütten sollten ". 

Syberg war davon ausgegangen, daß 
die Schichtmeister von den verkauften 
Kohlen ihm den Zehnt - wie vorher an 
das Bergamt - in Geld aushändigen 
würden. Das Bergamt wies jedoch die 
Schichtmeister unter Strafandrohung an , 
den zehnten Teil der geförderten Kohlen 
zu Sybergs Verfügung "in natura" sepa­
rat aufzuhalden und ihn nicht mitzuver­
kaufen. Es unterband auch mit dem Hin­
weis auf das staatliche Bergregal den 
Versuch Sybergs, eigene Schichtmei­
ster einzustellen und mit dem Kohlen­
verkauf zu beauftragen280 

Syberg blieb im wahrsten Sinne des 
Wortes auf seinen Kohlen sitzen . Er kam 
gegen die Machenschaften des Bergam­
tes und gegen dessen Zusammenspiel 
mit den Gewerken des Gerichtes Stiepel 
nicht an , wie er noch im Jahre 1793 ver­
bittert konstatierte , daß "zum Teil gar 
vereitelt würde, weil das Ober-Berg-Amt 
zu Wetter die Schichtmeister instruiert 
nicht wie vorhin gewöhnlich mit zu ver­
kaufen, sondern in natura bey Seite hin­
zustürzen , welches die Folge gehabt, 
daß dieser Zehnt, weil solcher nicht mit 
verkauft werde, liegen geblieben und 
theils verwittert theils hiernächst wegge-
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stohlen worden und als meine Pfächter 
diese Zehnt-Kohlen veräumen wollen, 
wäre ihnen solches sogar vom Bergamt 
untersagt worden "281. 

Er mußte aber auch um den unrechtmä­
ßig eingehaltenen Kohlezehnt seit 1768 
gegen das Bergamt ankämpfen , das die 
Auszahlung immer wieder hinauszö­
gerte. Im Juli 1780, über ein Jahr nach 
dem endgültigen Gerichtsurteil , sah er 
sich schließlich veranlaßt, erneut eine 
Beschwerde über das Bergamt an die 
Regierung in Kleve zu richten282. Das 
Bergamt verteidigte vordergründig die 
schleppende Ausführung des Gerichts­
beschlusses mit dem Umzug von Hagen 
nach Wetter283. Schließlich forderte Sy­
berg im April 1781 über seinen Rechts­
vertreter Lethe die Einsichtnahme in die 
Empfangsbücher und in die über die 
Ausbeute geführten Rechnungen der im 
Gericht Stiepel gelegenen Kohlenberg­
werke284, die im Juli 1781 das Bergamt 
im Beisein Lethes und des Landrichters 
Putter gewähren mußte. Der Bergkas­
senrendant Gappell errechnete einen 
Zentbetrag für den Zeitraum vom 5. Ok­
tober 1768 bis zum 13. August 1779 von 
2119 Reichstaler 34 Stüber und 6 Pfen­
nige, der auch zunächst die Bestätigung 
Lethes fand285 

Doch bereits im November ging Syberg 
erneut gegen das Bergamt vor, als ihm 
Beweise vorlagen, daß dieses nicht alle 
Rechnungen und Informationen offenge­
legt hatte, und er forderte die Einsicht­
nahme in weitere Dokumente wie das 
Mutungs- und Belehnungsbuch. Dies 
betraf insbesondere einen Vertrag mit 
den Ruhrschiffern über die Abfuhr der 
Kohlen von der Zeche Preußisch Zepter, 
die Verrechnung des Zehnts und die 
Festlegung der Währungseinheit sowie 
die wirkliche Höhe der Kohlenabfuhr 
zum "Landdebit"286 Gappell stritt jeden 
Mehrverkauf ab und verwies darauf, 
daß, wenn dies geschehen sei, die 
Schichtmeister unter Umgehung seiner 
Behörde gehandelt hätten287. 

Die von Syberg angestrengte Untersu­
chung der klevischen Regierung über 
die behördlichen Praktiken bei der Ein­
behaltung des Zehnts deckte erstaunli­
che Praktiken des Bergamtes auf: Die 
"Kohlen-Schiffahrts Entreprenneurs" 
bezahlten den Gewerken für einen Mal­
ter Kohle 22 Stüber in Frankfurter Wäh­
rung an Zehntgeld, wovon 1 Stüber an 
Meßgeld abgeführt wurde. Die Gewer­
ken hingegen mußten die verbleibenden 
21 Stüber in Berliner Währung an das 
Bergamt abführen288 Dies bedeutete 
wegen des Währungsunterschiedes zwi­
schen der Frankfurter und Berliner 
Münze289, daß die Gewerken mehr als 
den Zehntenteil an die Bergamtskasse 
zahlten . Das Bergamt verteidigte bewußt 
diese Mehreinnahmen mit seinen Auf-
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wendungen für die Wartung und Erhal­
tung der Wege und Ruhrschleusen, wo­
von die Gewerken den meisten Nutzen 
hätten . Gappell lehnte mit diesem Hin­
weis Sybergs Anspruch an den Mehrein­
nahmen ab und gestand ihm nur die 
Auszahlung des Zehnts in Frankfurter 
Währung zu290 

Die amtliche Untersuchung führte zu ei­
ner weiteren recht dubiosen Praxis des 
Bergamtes, das im Zusammenspiel mit 
den "Ruhrschiffahrts Entreprenneurs" 
Sybergs Recht am Kohlezehnt der kö­
niglichen Zeche Preußisch Zepter verei­
teln suchte. Das Bergamt hatte eine sehr 
undurchsichtige und heimliche Abspra­
che mit ihnen ohne Wissen der Berliner 
Zentralverwaltung und unter bewußter 
Umgehung der staatlichen Interessen 
getroffen . Die entsprechenden Akten im 
Staatsarchiv Münster geben nur wenige 
konkrete Anhaltspunkte über diese Ab­
sprache wider und lassen vieles im dun­
keln . Es bleiben daher bei der Rekon­
struktion und Interpretation dieses Vor­
ganges viele Fragen offen, gerade wenn 
juristische Feinheiten und Spitzfindigkei­
ten erörtert werden . 

Die Ruhrschiffer transportierten entge­
gen einem geschlossenen Vertrag 
sechs Jahre lang von 177 4 bis 1779 
keine Kohle von Preußisch Zepter zum 
"Gievischen Debit" ab. Sie verpflichteten 
sich jedoch, als Ausgleich für den der 
Staatskasse entgangenen Betrag von 
den nicht verkauften Kohlen 695 Reichs­
taler jährlich an das Bergamt abzufüh­
ren. Es bleibt jedoch unklar, welchen 
Vorteil die Ruhrschiffer von dieser heim­
lichen Absprache erwarteten . Gleich­
wohl kann vermutet werden , daß die 
märkischen Bergbeamten und die Ruhr­
schiffer sehr einträgliche Geschäftspart­
ner waren und ihre gewinnbringenden 
Praktiken nicht gegenüber Syberg auf­
decken wollten291. 

Sybergs Rechtsbeistand Lethe forderte 
von jener Geldzahlung ebenfalls den 
Kohlezehnt in Bargeld und darüber hin­
aus zur Klärung des genauen Sachver­
haltes die Einsichtnahme in den ge­
schlossenen Vertrag sowie eine Zeu­
genbefragung durch das Landgericht 
Hattingen sowohl hinsichtlich der Wäh­
rungseinheit als auch des geschlosse­
nen Vertrages. Gappell stellte sich un­
wissend und gab an, "daß alle Debitier­
ten Kohlen in dem gemachten Auszuge 
richtig aufgeführet wären". Des weiteren 
stände es dem Kläger frei , von den nicht 
abtransportierten verwitterten Kohlen 
der Zeche Preußisch Zepter den Zehnt 
in natura zu beanspruchen. Der Argu­
mentationsgang des Bergamtes glich ei­
ner Quadratur des Kreises, denn Syberg 
konnte nur von der verkauften Kohle den 
Bergzehnt in Geld verlangen. Da aber 
die Kohlen von der könglichen Zeche 

Preußisch Zepter nur auf Halde gekippt 
und nicht verkauft worden waren, hatte 
er nur das Recht, den Bergzehnt in na­
tura zu erhalten. 

Die freiwilligen Geldzahlungen der Ruhr­
schiffer an das Bergamt fielen nach die­
ser verwinkeilen Argumentationskette 
nicht unter die Bergzehntregelung. Die 
Vertreter der klevischen Regierung lehn­
ten das Ansinnen Lethes ebenfalls ab. 
Sie verwiesen auf die privatrechtliche 
Natur des möglichen Kontraktes zwi­
schen seiner Königlichen Majestät als 
Gewerke der Zeche Preußisch Zepter 
und den Ruhrschiffern292. 

Das Bergamt setzte alles daran, die 
Zeugenbefragung des Landgerichts zu 
verhindern . Es mußte anscheinend be­
fürchten , daß weitere dubiose Praktiken 
zutage kamen. Die Beamten versuchten 
mit einer dosierten Offenlegung der tat­
sächlichen Verhältnisse die Zeugenver­
nehmung abzuwenden. Man leugnete 
nun auch nicht mehr die unterschiedli­
che Münzverrechnung des Zehnts beim 
Ruhrabsatz. Jedoch verhielt sich das 
Bergamt in der Frage des Vertrages mit 
den Ruhrschiffern äußerst zurückhal­
tend und verwies lediglich auf eine 
mündliche Absprache293 Des weiteren 
sei ein möglicher Vertrag infolge des 
Neubaus des Bergamts nicht so rasch 
aufzutreiben und noch nicht von der Re­
gistratur verzeichnet worden294 Schließ­
lich räumte der Oberbergrichter Maehler 
im Juli 1782 die Existenz einer schriftli­
chen Absprache, aber nicht die eines 
Vertrages ein295, nachdem Lethe in einer 
weiteren Eingabe an die Regierung vom 
Juni 1782 dem Bergamt eine "Verdunk­
lung " der Angelegenheit vorgeworfen 
hatte. Maehler lehnte erneut eine Vergü­
tung des Kohlezehnts von der Zeche 
Preußisch Zepter in Bargeld ab und offe­
rierte Syberg den Kohlezehnt nur in na­
tura296. Auch ein weiteres Zusammen­
treffen der beteiligten Parteien in Kleve 
führte zu keiner Klärung und Überein­
kunft in den strittigen Fragen . Syberg be­
harrte auf der Verrechung des Berg­
zehnts in Berliner Währung und der Bar­
vergütung des Kohlezehnts von Preu­
ßisch Zepter29

7_ 

Die Auseinandersetzung führt zu zwei 
zentralen Problemfeldern : Das Bergamt 
wollte seine Autonomie bei Absprachen 
und Vertragsabschlüssen gegenüber 
den Ansprüchen Dritter wahren und war 
keineswegs bereit, von dieser Verge­
hensweise abzugehen. Des weiteren 
wußten beide Seiten , daß die Kohlenab­
fuhr über die Ruhr nach Holland für die 
Zukunft immer bedeutsamer wurde und 
Einnahmen daraus gegenüber dem 
Landabsatz immer mehr an Gewicht ge­
wannen . Syberg strebte daher eine für 
seine Seite günstige Regelung an , d. h. 
eine Verrechnung des Zehnten in der 
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höheren Berliner Währung, wohingegen 
das Bergamt die Beibehaltung der bis­
herigen Abrechnungspraxis verteidigte. 

Die märkische Bergbeamtenschaft 
setzte sich im eigenen Interesse auch 
wiederholt über die Anweisung der Berli­
ner Zentralbehörde hinweg, die durch­
aus bereit war, in einem gewissen Rah­
men auf die Vorstellungen Sybergs ein­
zugehen. Das Bergamt entfaltete dabei 
eine besondere Eigendynamik, die nur 
schwer durch das Berg- und Hüttende­
partement in Berlin zu steuern und zu 
kontrollieren war. 

Das Haus Syberg hatte keine andere 
Wahl , als erneut vor Gericht zu gehen, 
um seine Ansprüche gegenüber dem 
Bergamt durchzusetzen. Die Auseinan­
dersetzung betraf nunmehr die zwei we­
sentlichen Punkte, und zwar einerseits 
die Verrechnung des Kohlezehnts in den 
unterschiedlichen Währungen sowie an­
dererseits den vermeintlichen Vertrag 
des Bergamts mit den Ruhrschiffern . Sy­
berg forderte in beiden Fällen die bare 
Auszahlung des Kohlezehnten, und 
zwar in der Berliner Münze298 

Die erste gerichtliche Instanz bestätigte 
seine Forderungen vollständig: Das 
Bergamt mußte den einbehaltenen Be­
trag von 2119 Reichstaler 34 Stüber für 
die Jahre 1768 bis 1779 in Berliner Sil­
bercourant abrechnen und wurde ange­
halten, die jährlich von den Ruhrschif­
fern offerierten 695 Reichstaler 25 Stü­
ber für die Zeche Preußisch Zepter in 
Frankfurter Kurs für die Jahre 1774 bis 
1779 in Frankfurter Währung zu verzeh­
nen und an Syberg abzutreten. Das Ge­
richt rügte darüber hinaus die Verzöge­
rungstaktik des Bergamtes und verur­
teilte es als Strafe zur Übernahme der 
gesamten Gerichtskosten299. 

Die märkischen Bergbeamten gingen er­
wartungsgemäß in die zweite lnstanz300 

Das neuerliche Urteil fiel für das Berg­
amt infolge der Offenlegung weiterer Ak­
ten günstiger aus. Die von den Ruhr­
schiffern zugesagten 695 Reichstaler re­
duzierten sich auf den tatsächlich jähr­
lich geleisteten Betrag von 245 Reichs­
taler 25 Stüber. Die Gerichtskosten wur­
den zwischen den beteiligten Parteien 
aufgeteilt. Das Gericht lehnte alle über 
den Bergzehnt hinausgehenden Forde­
rungen Sybergs ab, da ihm namentlich 
nur der Kohlenzehnte, nicht aber das 
Bergregal zuerkannt war301 , und bestä­
tigte damit die prinzipielle Bergregalität 
des Staates. 

Entgegen der Aufforderung des Berg­
und Hüttendepartements302 ging das 
Märkische Bergamt nun auch in die 
dritte lnstanz303 und konnte auf einmal 
auf der Grundlage ganz neuer, weiterer 
Dokumente eine revidierte Zehntberech­
nung vorlegen304. Das Urteil in der drit-
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ten Instanz vom 11. Oktober 1785 
schloß sich den vom Bergamt vorgeleg­
ten Berechnungen an. Syberg erhielt für 
die Zehnterträge der Zeche Preußisch 
Zepter eine Entschädigung von 1 0 
Reichstaler zugesprochen . Die Berech­
nung des Zehntertrages zwischen 1768 
und 1778 erfuhr eine gravierende Verän­
derung: Das Bergamt konnte diese 
Summe nun vollständig in Frankfurter 
Kurs abführen. Dies betraf insbesondere 
den Verkauf über die Ruhr, um dessen 
Währungseinheit Syberg das ganze Ge­
richtsverfahren mit angestrengt hatte. 
Das Bergamt hatte bereits 1282 Reichs­
taler 18 Stüber und 16 Pfennige in 
Frankfurter Kurs für die nach Gahlen für 
den Landabsatz verkauften Kohlen an 
Syberg ausgezahlt, so daß noch ein 
Restbetrag von 837 Reichstaler für den 
Ruhrabsatz offenstand. 

Das Gericht sprach Syberg das Recht 
zu, diesen Betrag in Berliner Münze zu 
erhalten, allerdings auf der Verrech­
nungsbasis der Frankfurter Währung. 
Dieser Betrag wurde in Berliner Courant 
zu 167 Reichstaler umgerechnet. Dazu 
kamen weitere 100 Reichstaler. Syberg 
verblieb lediglich noch ein Restbetrag 
von 229 Reichstaler 19 Stüber und 3 
Pfennige in Berliner Kurs. 

Das Bergamt hatte somit in der dritten 
Instanz in den zwei wesentlichen Punk­
ten - Preußisch Zepter und Verrech­
nungseinheit - gegenüber Syberg seine 
Ansichten durchsetzen können . Gleich­
wohl mußte es aber auch Zugeständ­
nisse machen, da die neu vorgelegten 
Aktenstücke einen Mehrverkauf an Koh­
len zum Landabsatz aufwiesen. Die 
dritte Instanz verurteilte das Bergamt für 
diese mehr verkauften Kohlen zu einer 
Nachzahlung von 167 4 Reichstaler 27 
Stüber und 2 Pfennige in Berliner 
Geld305 Dieser Teil des Urteils schien 
aber für das Bergamt ein kleineres Übel 
gewesen zu sein, als zukünftig auf die 
Mehreinnahmen aus dem gewinnbrin­
genden Ruhrabsatz zu verzichten. 

Die Vergehensweise des Bergamtes 
war ganz offensichtlich und berechnend. 
Es betrieb eine sehr dosierte Informa­
tionspolitik bei der Herausgabe seiner 
Akten , um schließlich ganz bewußt und 
zielgerichtet in der dritten und letzten ge­
richtlichen Instanz die wesentlichen Do­
kumente auf den Tisch zu legen, denen 
Syberg nichts mehr entgegenzusetzen 
hatte bzw. aus zeitlichen Gründen keine 
Gegenbeweise mehr beibringen konnte. 
Alles in allem sicherte sich das Bergamt 
mit seinem Informationsvorsprung eine 
relative Autonomie gegenüber den An­
sprüchen Dritter. 

Die bergrechtliehen Konsequenzen 

Der Streit zwischen Syberg und dem 
Fiskus führte zu einer erneuten Kodifi-

zierung des preußischen Bergrechts. 
Vom Stein plante in den 1780er Jahren, 
mit einem neuen Berggesetz die beste­
henden rechtlichen Unsicherheiten ein­
deutig zugunsten des Staates zu re­
geln306 Er stellte aber die Schaffung ei­
nes neuen eigenständigen Berggeset­
zes mit Blick auf das Allgemeine Land­
recht für die preußischen Staaten aus 
dem Jahre 1794 zurück. Die bergrechtli­
ehen Bestimmungen, die bislang in den 
Verordnungen zumeist recht regellos zu­
sammengefaßt waren , erfuhren dort im 
Teil 2, Abschnitt 16 "Von den Rechten 
des Staates auf herrenlose Güter und 
Sachen " unter Berücksichtigung ge­
meinrechtlicher Grundsätze eine syste­
matischere Ordnung307. Diese Kodifizie­
rung ging direkt auf den Streit mit Syberg 
und die daraus resultierende Einschrän­
kung der staatlichen Verfügungsgewalt 
über den Steinkohlenbergbau ein. Das 
Bergregal auf einen gewissen Bezirk 
oder auf ein bestimmtes Objekt konnte 
gleich anderen niederen Regalien von 
Privatpersonen und Kommunen erwor­
ben und besessen werden308 Gleich­
wohl sicherte diese Neufassung dem 
Staat trotz gewisser Einschränkungen 
die Oberaufsicht über den Steinkohlen­
bergbau zu: "Doch bleibt es dabey der 
Oberaufsicht des Staates, den allgemei­
nen Bergpolizey-Gesetzen , den Ent­
scheidungen des Bergamtes unterwor­
fen ; ist auch zur Entrichtung der § 103 
(Quatember- , Receßgelder) und 104 be­
stimmten Abgaben verbunden . "309 So 
erstaunt es auch nicht, daß noch in den 
1850er Jahren Privatpersonen den Koh­
lezehnt aufgrund besonderer Privilegien 
und Freiheiten aus vorangegangenen 
Jahrhunderten erhielten31 0 

Schichtmeister als Bindeglied 
zwischen Gewerken und 
Bergamt 

Der zweite wesentliche Punkt hinsicht­
lich der Eigenständigkeit der Gewerken 
bis gegen Ende des 18. Jahrhunderts 
betraf die Stellung der Schichtmeister, 
die als Grubenbetriebsbeamte nach den 
bergrechtliehen Bestimmungen eine 
Binde- und Mittlerfunktion zwischen den 
Gewerken und den Bergbehörden besa­
ßen. Dennoch blieb ihre Stellung im mär­
kischen Revier bis in das 18. Jahrhun­
dert hinein sehr zweideutig. Die Bestim­
mungen der Renovierten Bergordnung 
von 1737 und die der Revidierten Berg­
ordnung von 1766 scheinen in der Pra­
xis kaum Anwendung gefunden zu ha­
ben . Vielmehr stellen sich als zentrale 
Fragen die Überlegungen: Wurden die 
Schichtmeister von den Gewerken oder 
vom Bergamt eingestellt? Waren sie ge­
genüber den Bergbehörden oder gegen­
über den Gewerken verantwortlich? 
Legten sie die Abrechnungen (An-
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schnitte) den Bergbehörden oder den 
Gewerken vor? Wenn die Schichtmei­
ster in ihrer Funktion als leitende Gru­
benbeamte ihre Anweisungen von den 
Gewerken erhielten und die Anschnitte 
mit ihnen abrechneten, so kann davon 
ausgegangen werden, daß die Bergbe­
hörden entgegen den rechtlichen Be­
stimmungen keinen unmittelbaren Ein­
fluß auf den Grubenbetrieb und das Gru­
benrechnungswesen nahmen311 . 

Eine Verordnung des Berg- und Hütten­
departements vom 3. Mai 1785 forderte 
die Gewerken unter Androhung des Ver­
lustes ihrer Bergbaugerechtigkeit ultima­
tiv auf, sich den Bestimmungen der Re­
vidierten Bergordnung von 1766 zu un­
terwerfen312. Eine Abordnung aller mär­
kischen Gewerken unter der Führung 
des einflußreichen Oberste Frielinghaus 
übersandte daraufhin im August 1785 
eine umfassende Beschwerdeschrift 
über die Pläne des Freiherrn vom Stein 
zur stärkeren Einflußnahme des Berg­
amtes auf den gesamten Grubenbetrieb 
an den preußischen König: "Wir wüssten 
wenigstens keinen Fall, wo allen vorge­
nommenen Befahrungen des Ober Berg 
Raths von Stein auch das geringste zum 
besten der Gewerken heraus gekom­
men seyn, oder noch ausgewürkt wer­
den könnte. Lauter Projekten, lauter 
Neuerungen, die bey uns keine Anwen­
dung finden können, und bloss den Ruin 
der Gewerken befördern sollen, sind bis­
her noch das einzige Resultat seiner Be­
fahrungen gewesen"313. 

Diese Eingabe mit ihren umfangreichen 
Anlagen bietet einen Einblick in die Aus­
einandersetzungen aus Sicht der Ge­
werken mit der Berliner Zentralgewalt. 
Der unmittelbare Anlaß war die Auffor­
derung des Berg- und Hüttendeparte­
ments vom Juni 1785, daß die Schicht­
meister unter Androhung einer Geld­
strafe den Grubenhaushalt nicht mehr 
gegenüber den Gewerken abrechnen 
sollten, wie es bislang entgegen den 
bergrechtliehen Verfügungen314 im mär­
kischen Raum üblich gewesen war315, 
sondern daß sie nun monatlich alle 
Rechnungen zuerst dem Bergamt vorzu­
legen hatten316. Die Schichtmeister soll­
ten nicht mehr von den Gewerken, son­
dern vom Bergamt bestellt werden, um 
die zum Teil enge, mitunter verwandt­
schaftliche Beziehung und die Über­
schneidung der Funktion als Gewerke 
und Schichtmeister317 zugleich zu unter­
binden . 

ln Berlin318 war man bislang in dieser 
Frage immer wieder am hartnäckigen 
Widerstand der Gewerken, aber auch an 
der Haltung des Märkischen Bergamtes 
gescheitert319, deren Beamten in ihrer 
Funktion als Bergbautreibende keinerlei 
Interesse an einer stärkeren Beaufsichti­
gung durch das Berg- und Hüttendepar-
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tement besaßen. Die Auseinanderset­
zung in den 1770er Jahren über diese 
zentrale Frage liefert ein bezeichnendes 
Beispiel für den Widerstand der Gewer­
ken, aber auch des Bergamtes gegen 
die zentralstaatlichen Vorstellungen320: 
"Die Gruben-Rechnungen der Steinkoh­
len-Zechen des Wettersehen Berg­
Amts-Reviers wurden bisher denen 
Rechnungsführern oder Schichtmeister 
von den Gewerken abgenommen, ahn­
erachtet die Bergordnung de anno 1766 
Ap. XII et XIII ihnen die Einreichung der­
selben bey dem Bergamt zur Pflicht ge­
macht hatte"321 . Das Märkische Bergamt 
vertrat im eigenen Interesse seiner Be­
amten verdeckt die Vorstellungen der 
Grubenbesitzer. 

Die Gewerken, aber auch die Berliner 
Regierung sahen in der Stellung der 
Schichtmeister die zentrale Frage über 
die privatwirtschaftliche oder staatlich­
direktionale Führung und Aufsicht der 
Zechenbetriebe. Das Berg- und Hütten­
departement mußte das Märkische 
Bergamt ultimativ zur Durchsetzung je­
ner Bestimmungen auffordern322, wie 
das Bergamt in einem Verhandlungspro­
tokoll mit den Gewerken vom Juni 1777 
offen zu verstehen gab, denn "so be­
stünde doch nunmehro Kraft angeführ­
ten jüngst eingelaufenen allergnädigsten 
unangenehmen Befehl de 24. April a. c. 
der Hof darauf schlechterdings"323. 

Dennoch verstanden es die Gewerken 
und die Bergbeamten, die ganze Ange­
legenheit so lange hinauszuzögern , bis 
sie zunächst im Sande verlief324 Sie bil­
deten nicht nur in dieser Angelegenheit 
eine verschworene Gemeinschaft und 
hatten es bislang trotz aller Direktiven 
aus Berlin verstanden, dortige Anord­
nungen zu unterlaufen325 : "Allein da die 
Contradiction der Gewerken, vielleicht 
auch die Furcht des Bergamtes für de­
nen dabey innere beträchtliche Difficen­
taten , haben die Ausführung dieses Pla­
nes gehindert .... Diesen zu ertheilen , 
weigerten sich aber nicht nur die Gewer­
ken, sondern setzten der Neuerung alle 
möglichen Advocaten Weisheit entge­
gen. Das Berg Amt gab nach, berichtete, 
erhielt einen Verweis über Rescriptum 
Clementissimum d. d. Berlin, den 17ten 
Juli (1777) und hiermit schliessen sich 
die Acten"326. 

Diese nachträgliche Aussage des Berg­
amtes aus den 1780er Jahren war 
schlichtweg falsch und sollte seine op­
positionelle Haltung und sein offensicht­
liches Zusammengehen mit den Gewer­
ken verschleiern. Die Auseinanderset­
zung mit dem Berg- und Hüttendeparte­
ment ging auch nach dem 17. Juli 1777 
weiter, wie entsprechende Schriftwech­
sel zwischen dem Bergamt und der Zen­
tralregierung belegen327. 

Die Gewerken hatten im 18. Jahrhundert 
trotz ihrer zum Teil erfolgreichen und 
aufschiebenden Proteste immer weitere 
Eingriffe des preußischen Staates hin­
nehmen müssen. Diese betrafen zu­
nächst nur die fiskalische und weniger 
die Unternehmerische Seite, wie die Er­
richtung des Bergamtes im Jahre 
1737328, die Rezeß- und Ouatembergel­
der zur Besoldung der Bergbeamten329, 
die Freikuxengelder330 und zuletzt die 
Einführung der Knappschaftskasse im 
Jahre 1767331 . 

Oie Einführung 
der Knappschaftskasse 

Gerade die Einrichtung der Knapp­
schaftskasse zeigt, wie schwer es für die 
Berliner Zentralverwaltung war, sich ge­
gen die Widerstände der Gewerken und 
der Bergbeamten in der Mark durchzu­
setzen. Die Gewerken verwiesen immer 
wieder auf eine Verschlechterung ihrer 
Konkurrenzfähigkeit wegen der hohen 
Abgaben gegenüber den nicht zu Preu­
ßen gehörenden Dortmunder und Esse­
ner Bergbautreibenden332. Die erste Auf­
forderung zur Gründung einer Knapp­
schaftskasse datiert von 1744333. Es 
dauerte aber immerhin bis zum Jahre 
1767, ehe die "lnstruction zur Einrich­
tung und Führung der Knapsehafts­
Kasse für die Berg-Leute im Hertzog­
thum Cleve, Fürstenthum Mörs und 
Grafschaft Marck" und das "Generai­
Privilegium für die Bergleute in dem 
Hertzogthum Cleve, Fürstenthum Meurs 
und Grafschaft Marck" erlassen wurden 
und in Kraft traten334 

Aber auch die Kriegs- und Domänen­
kammer in Kleve erhob zunächst erheb­
liche Bedenken gegen die Einrichtung 
einer Knappschaftskasse nach dem Vor­
bild der Erzreviere und schloß sich bei 
ihrer Bewertung den Einwendungen der 
Gewerken an, daß die Konkurrenzfähig­
keit der heimischen Steinkohle gegen­
über den Mühlheimer und Essener we­
gen der zusätzlichen Abgaben gefährdet 
sei335. Der Siebenjährige Krieg 
(1756-1763) führte zu einer weiteren 
Verzögerung, und erst nach dessen 
Ende konnte die Berliner Zentralverwal­
tung ihre Vorstellungen durchsetzen336. 

Gleichwohl blieb die Knappschaftskasse 
bei den Gewerken und auch den märki­
schen Bergleuten zumindest in der 
Gründungsphase und in den ersten 
Jahrzehnten ihres Bestehens eine unge­
liebte staatliche Einrichtung, deren Ak­
zeptanz in der Sozial- und Wirtschafts­
geschichtsschreibung bislang erheblich 
überschätzt wird337. ln einem Bericht des 
Bergamtes heißt es dazu: "Bey dieser 
lntroduction fanden sich unendlich viele 
Schwierigkeiten, der meiste Theil der 
Bergleute wolte die an sich so heilsahme 
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und allermildeste Vorsorge und deshalb 
allerhuldreichst ertheilte Privilegia gar 
nicht erkennen, und sich nicht einmal zur 
Knappschaft einschreiben , vielweniger 
die bestimmte Abgabe zu dieser Casse, 
welche sie als ein onus ansehen, ent­
richten ; die Gewerken sahen ihrerseits 
ihren dazu gewidmeten Beytrag , als eine 
verhaßte Neurung und sehr beschwerli­
che Auflage an, und weigerten sich 
schlechterdings die Knappschafts-Abga­
ben zu bezahlen , und das Berg Amt 
mußte befürchten , daß wenn es hiebey 
die gehörige Force gebrauchen wollen , 
daß von denen Bergleuten unterstützt 
durch die Gewerken ein Tumult, welcher 
schon hin und wieder zu gähren anfan­
gen wolte, wäre erreget worden , woraus 
so wol für das hohe Königliche Interesse 
als dem Lande ein unersetzlicher Ver­
lußt entstehen können "338 

Ein Großteil der Gewerken, aber auch 
der Bergleute verweigerten die geforder­
ten Gelder für die Einrichtung . Das Berg­
amt scheute eine offene Auseinander­
setzung und verzichtete auf eine 
Zwangseintreibung der Knappschafts­
gelder, wobei der Vizebergmeister 
Heintzmann eine recht zweifelhafte 
Rolle spielte. Selbst einer der Hauptge­
werken im märkischen Raum, versuchte 
er anscheinend mit einer mehr als ver­
schleppenden Umsetzung der Berliner 
Anweisungen , der Knappschaftskasse 
die erforderlichen Grundlagen zu entzie­
hen, um das Projekt zum Scheitern zu 
bringen. Das Berg- und Hüttendeparte­
ment entband ihn daraufhin von seiner 
Funktion als Rechnungsführer der 
Knappschaftskasse. Andererseits waren 
nur die wenigsten Bergleute bereit, sich 
freiwillig in die Knappschaft einschreiben 
zu lassen. Die Knappschaftskasse blieb 
in den 1770er Jahren in einem sehr de­
solaten Zustand, und die Ausgaben für 
die wenigen eingeschriebenen Berg­
leute überstiegen schnell den Kassen­
bestand339. 

Das Berg- und Hüttendepartement 
schöpfte dann zu Beginn der 1780er 
Jahre alle fiskalischen Möglichkeiten 
aus, die Einkünfte der Knappschafts­
kasse zu steigern. Es vermied aber eine 
offene Auseinandersetzung mit den Ge­
werken und bürdete alle neuen Lasten 
den Bergleuten und den "Lederbe­
diensteten " auf, wozu u. a. die Erlaubnis 
der Heirat nur gegen den Erwerb eines 
bergamtliehen Trauscheins zählte340. 
Das Bergamt ging in dieser Richtung 
noch weiter und forderte - ganz im 
Sinne der Gewerken - den Ausschluß 
der eingeschriebenen Haspelknechte 
von der kostenintensiven medizinischen 
Versorgung, wie in mehreren Berichten 
an das Berg- und Hüttendepartement zu 
lesen ist, "daß die Haspelknechte keine 
Artzeney und Genesungs Kosten weiter 
genießen solten, weil solche auch vor-
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hero von den Gewerken nicht unterstützt 
worden "341 . 

Die Einführung von zwölf an Stelle der 
bisher üblichen vier jährlichen Frei­
schichten zur weiteren Finanzierung der 
Knappschaft brachte das Faß zum über­
laufen. Die Bergleute sahen sich nicht 
mehr nur individuell in ihrer ökonomi­
schen und sozialen Lage bedroht, son­
dern die Erhöhung der Freischichten 
wurde kollektiv von größeren Gruppen 
als unerträgliche Situation erachtet342. 
Die Ausweitung der Freischichten stieß 
damit auf den erbitterten Widerstand der 
Bergleute und führte zu einer der ersten 
größeren und umfassenden kollektiven 
Protestaktionen , die für das märkische 
Revier bislang für die vorindustrielle Zeit 
quellenmäßig zu verzeichnen ist. 

Diese Form des sozialen Protestes343 

war in den traditionellen Erzrevieren 
schon seit dem 17. Jahrhundert zu be­
obachten , wenn die Behörden die Lage 
der Bergarbeiter mit neuen Arbeits- und 
Abgabennormen verschlechterten344 

Die Vorgehensweise der märkischen 
Bergleute glich in auffallender Weise je­
nen früheren Protestaktionen . Die aus 
den Erzrevieren angeworbenen Berg­
leute stellten sich an die Spitze der Kon­
fliktbewegung und übernahmen die or­
ganisatorische Planung . Die einheimi­
schen Bergleute besaßen keinerlei Er­
fahrung in der Ausführung solcher Aktio­
nen. Des weiteren traf die Ausweitung 
der Freischichten die angeworbenen 
fremden Bergleute am härtesten, da sie 
entgegen den zumeist landbesitzenden 
heimischen Bergleuten keinem landwirt­
schaftlichen Nebengewerbe als Einkom­
mensausgleich nachgehen konnten und 
allein auf den Verdienst aus der Arbeit 
auf der Zeche angewiesen waren345 

Die Bergleute in allen vier märkischen 
Revieren solidarisierten sich zum Zweck 
der Interessenartikulation und -durchset­
zung , wählten Deputierte und richteten 
geschlossen Eingaben an das Bergamt 
sowie an das Berg- und Hüttendeparte­
ment gegen die in ihren Augen unsozia­
len und die allgemeinen Lebens- und 
Einkommensbedingungen verschlech­
ternden Freischichten . Eine Eingabe 
vom Januar 1785 zählte immerhin 229 
Unterschriften, eine Zahl , die einem 
Viertel aller in der Knappschaft einge­
schriebenen Bergleute im märkischen 
Revier entsprach346. Darin hieß es : "Al­
lein! die Noth welche den armen und ge­
plagten Bergmann drücket, machet 
demselben diese Vermehrung der Frei­
Schichten, wo von ihm monathlich eine 
Trift, wo nicht zur völlig unmöglichen -
doch fast unerträglichen Last. Es ist be­
kannt, daß fast alle unentbehrlichen Le­
bensmittel gegen die vorigen Zeiten zu 
einem ungleich höheren Preise gestie­
gen sind "347. 

Verlangt wurde in erster Linie die Wah­
rung des bisher erreichten Lebensstan­
dards. Jedoch verknüpften die Bergleute 
ihre Eingaben auch mit der Forderung 
nach Abschaffung von Mißständen. 
Dazu zählte die Absetzung der angeb­
lich gewählten Knappschaftsältesten, 
des Schichtmeisters Wallbaum und des 
Obersteigers Wagener, denen sie eine 
allzu einseitige bergamtliche Vorge­
hensweise vorwarfen . Sie artikulierten 
daher auch nicht ihre Forderungen über 
die Knappschaftsältesten, wie es das 
Knappschaftsreglement vorsah , son­
dern wählten ihre eigenen Vertrauens­
leute. Diese Vorgehensweise war auch 
schon bei früheren sozialen Protesten in 
den Erzrevieren zu verzeichnen, wo die 
Bergleute den Knappschaftsältesten als 
vermeintlichem Vertreter des Bergamts 
kein Vertrauen mehr entgegenbrach­
ten348 Des weiteren empfanden sie es 
als entehrend, daß das Bergamt sie ent­
gegen den früheren Gegegebenheiten 
für Verfehlungen nicht mehr mit einem 
Lohnabzug bestrafte, sondern Gefäng­
nisstrafen verhängte. Sie schlugen statt 
dessen die Wiedereinführung der Geld­
strafe vor, die aber zu ihrer Entlastung 
als zusätzliche Einnahme der Knapp­
schaftskasse verwandt werden sollte349. 

Das Märkische Bergamt versuchte zu­
nächst mit der Einschüchterung der 
Bergleute, sie von ihren Forderungen 
abzubringen, wie aus einem Bericht an 
das Berg- und Hüttendepartement vom 
Januar 1785 hervorgeht350 Dieses gab 
in einigen Beschwerdepunkten den For­
derungen der Bergleute nach und 
machte eine Reihe beschwichtigender 
Zugeständnisse, da "durch viele auf ein­
mal einzuführende Neuerungen, die oh­
nehin unruhige Knappschaft leicht in 
große Gährung gerathen könnte, so hal­
ten wir es ebenfalls denen Umständen 
und der Klugheit gemäß, von diesem 
Vorhaben noch zur Zeit abzusehen"351. 

Die medizinische Versorgung der einge­
schriebenen Haspelknechte blieb wei­
terhin bestehen. Trotzdem kam das 
Bergamt den Anliegen der Gewerken 
nach und nahm zum ganz überwiegen­
den Teil nur Hauer in die Knappschaft 
auf. Es waren nur vereinzelt Schlepper 
oder Haspelknechte in der Knappschaft 
vorzufinden . Das bergamtliche Interesse 
lag eindeutig in der Förderung und Privi­
legierung eines entsprechenden Fachar­
beiterstammes. Die Hilfsarbeiten wie 
das Kohleschleppen und das Schacht­
fördern versahen Tagelöhner, die bei 
Absatzmangel jederzeit wieder entlas­
sen werden konnten. Die wenigen in der 
Knappschaft eingeschriebenen Has­
pelknechte und Schlepper können als 
bergmännischer Nachwuchs für spätere 
Hauerstellen angesehen werden352. Des 
weiteren führte das Bergamt wieder die 
Geldstrafe an Stelle der Gefängnisstrafe 
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ein353, und das Berg- und Hüttendepar­
tement verbot ausdrücklich die Wahl von 
Bergbeamten zu Knappschaftsälte­
sten354. 

Jedoch blieb man in Berlin bei der Kern­
frage der zwölf Freischichten unnachgie­
big, und die Auseinandersetzung eska­
lierte. Die Bergleute drohten nun wieder­
holt offen mit dem Abwandern in andere 
Reviere, wenn in diesem Punkt keine in 
ihren Augen befriedigende Lösung ge­
funden würde355. Zugleich beriefen sie 
sich auf traditionelle Rechte, wie ihr be­
sonderes Treueverhältnis zum Landes­
herrn , und wünschten, eine Delegation 
zum König entsenden zu dürfen, um ihre 
Klagen vorzubringen356 

Eine solche Vergehensweise war bis da­
hin ganz untypisch und einmalig für die 
märkischen Bergleute, die bislang kaum 
ein ausgeprägtes Standesbewußtsein 
an den Tag gelegt hatten und ihren Be­
ruf wie jede andere Verdienstquelle an­
sahen. Das neue Bewußtsein läßt sich 
nur unter dem Einfluß der zugewander­
ten Bergarbeiter aus den Erzrevieren er­
klären. Diese hatten schon in früheren 
Zeiten bei Konflikten mit den Behörden 
an die Fürsorgepflicht des Landesherrn 
in seiner Funktion als höchster Bergbe­
amter mit Immediateingaben als Instru­
ment der Konfliktregelung appelliert35

l 

Die offene Drohung abzuwandern , kann 
eigentlich nur als eine verzweifelte 
Handlungsweise angesehen werden, da 
die märkischen Bergleute kaum mit den 
bergtechnischen Verhältnissen in ande­
ren und insbesondere mit denen in den 
Erzrevieren vertraut waren. Darüber hin­
aus herrschte am Ende des 18. Jahrhun­
derts in den traditionellen Erzrevieren 
ein Überschuß an Bergleuten, und die 
Zuwanderung von neuen Arbeitskräften 
wäre von den dortigen Behörden kaum 
zugelassen worden358. Lediglich das Ab­
wandern der mit staatlichen Bemühun­
gen aus den Erzrevieren angeworbenen 
Bergleute, von denen sich das Berg- und 
Hüttendepartement neue, innovative Im­
pulse für den märkischen Steinkohlen­
bergbau versprach359, kann als ein 
Druckmittel gegen die merantilistisch­
kameralistische Wirtschaftspolitik des 
Staates verstanden werden . 

Das Berg- und Hüttendepartement sah 
in dieser Ankündigung einen Versuch, 
seine Bemühungen zur Förderung des 
märkischen Steinkohlenbergbaus zu un­
terlaufen. Es reagierte umgehend und 
drohte die Deputierten als "muthwillige 
Aufwiegler und Tumulanten " abzulegen 
und sie aus der Knappschaftskasse zu 
entfernen, wie es Heynitz in einer Anord­
nung an das Märkische Bergamt vom 
Oktober 1785 formulierte, "wiedrigen­
falls sie als ungehorsame Aufwiegler 
und unruhstifter anderen zum warnen­
den Beyspiel exemplarisch bestraft, und 
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von der Arbeit abgelegt , auch aus dem 
Knapsehafts Register gelöscht werden 
würden "360 

Die Bergleute schreckten aber vor die­
ser Einschüchterung nicht zurück und 
forderten amtliche weitere Zugeständ­
nisse. Dazu zählte insbesondere die 
ständige Einsicht in die Abrechnungen 
der Knappschaftskasse, um eine Über­
sicht über die Verwendung der von ih­
nen eingezahlten Gelder zu erhalten . 
Sie mißtrauten ganz offensichtlich den 
Bergbeamten und verlangten eine stär­
kere Kontrolle über die Ausgaben der 
Knappschaftskasse361. Das Berg- und 
Hüttendepartement ging nun mit aller 
Härte gegen die Deputierten vor und sta­
tuierte wie angekündigt ein Exempel362. 
Das Bergamt legte die beiden Sprecher 
der Bergleute Vette und Borggraefe von 
der Arbeit ab und strich sie aus der 
Knappschaftsliste, da "sie die übrigen 
Bergleute theils durch Verheißungen 
theils durch Dorhung bey Bier und 
Branntweins Gelage, anführen und sie in 
ihr Complott mit herein zu ziehen su­
chen "363. 

Die Bergleute solidarisierten sich darauf­
hin mit ihren gewählten Deputierten und 
richteten weitere Eingaben an das Berg­
amt sowie an das Berg- und Hüttende­
partement, um deren Wiederaufnahme 
in die Knappschaftsliste zu erreichen364. 
Außerdem wählten sie neue, einge­
schriebene Bergleute zu ihren Spre­
chern, um dem Vorwurf des Bergamtes 
entgegenzutreten, sie ließen sich von 
Nichtbergleuten vertreten365. Das Berg­
und Hüttendepartement blieb unnach­
giebig und ging mit äußerster Schärfe 
gegen die gewählten Deputierten vor, 
und die Bergbehörden verbannten wei­
terhin die alten Sprecher Vette und 
Borggraefe von der Arbeit wie aus der 
Knappschaftsliste. Die neuen Sprecher 
seien "so fort mit 6 wöchentlicher Thurm 
Strafe bey Waßer und Brodt zu bestra­
fen "366, wobei die Bergbehörden ganz 
bewußt die bei den Bergleuten so ver­
haßte und als entehrend empfundene 
Gefängnisstrafe als Repressivmittel367 

einsetzten. 

Die Protestaktion gegen die zwölf Frei­
schichten brach nach diesem massiven 
bergamtliehen Druck im Jahre 1786 zu­
sammen. Der Unmut blieb aber latent 
bestehen, und am Ende des Jahres 
reichten die Bergleute nochmals eine 
Eingabe ein368 Das Bergamt reagierte 
umgehend und kompromißlos. Es ließ 
sich diesmal auf keine Diskussion ein . 
Die Sprecher der Bergleute wurden so­
fort als ein weiteres warnendes Exempel 
von der Arbeit und aus der Knapp­
schaftsliste gewiesen. Diese repressive 
Vergehensweise sollte zum weiteren 
Maßstab der Bergbehörden bei Konflikt­
lösungen werden . Das Bergamt ahndete 

scheinbar unberechtigte Kritik der Berg­
leute und gemeinsame solidarische Ak­
tionen - wie dies im Jahre 1800 mit ei­
ner erneuten Eingabe gegen die Frei­
schichten erfolgte369 - unverzüglich und 
ohne Entgegenkommen. 

Die Bergbehörde als 
vermeintlicher Gewinner im 
Streit mit den Gewerken 

Die märkischen Gewerken sahen in den 
Plänen Heynitz' und vom Steins nicht zu 
Unrecht ihre Unternehmerischen Freihei­
ten bedroht370, falls die Schichtmeister 
vom Bergamt bestellt und nur gegen­
über dem Bergamt und seinen Be­
diensteten verantwortlich sein sollten. 
Stein und Heynitz gingen in ihren Vor­
stellungen aber noch weiter: Die Doppel­
funktion der Schichtmeister einerseits 
als Rechnungsführer und andererseits 
als Steiger wurden voneinander getrennt 
und als neue Bergbeamtenkategorie die 
Untersteiger für die technische Aufsicht 
über durchschnittlich vier Gruben einge­
führt. Des weiteren wurden acht Ober­
schichtmeister-Stellen für die vier märki­
schen Reviere neu geschaffen und zum 
Teil zwischen den Unterschichtmeistern 
und den Oberschichtmeistern noch eine 
weitere Funktionsebene - die der Fahr­
steiger - eingerichtet. Dieses System 
glich nun einer streng hierarchisierten 
Verwaltungsbehörde mit abgestuften 
Kompetenzen und gegenseitigen Kon­
trollmechanismen und hatte im engeren 
Sinn nur den einen Zweck, die bergfiska­
lischen Ansprüche des preußischen 
Staates sicherzustellen371. 

Der Handlungsspielraum der Gewerken 
hatte sich jedoch drastisch verschlech­
tert, da sie mit Heynitz, Stein und Reden 
auf zwei unerbittliche Vertreter der staat­
lichen Aufsicht des märkischen Stein­
kohlenbergbaus trafen. Entgegen den 
früheren Maßnahmen der Berliner Zen­
tralverwaltung beließen es Heynitz, 
Stein und Reden nicht nur bei Ankündi­
gung, sondern setzten persönlich vor Ort 
die entsprechenden administrativen und 
bergtechnischen Vorstellungen372 gegen 
den Widerstand der Gewerken373 zum 
Teil mit drastischen Strafandrohungen 
durch : "Übrigens wird denenselben an­
noch hierdurch aufgegeben , den Verfas­
ser der eingereichten Beschwerdefüh­
rung namentlich anhero anzuzeigen, da­
mit derselbe wegen seiner respeckt- und 
dienstwidrigen, unschicklichen Schreib­
art und wegen der heftigen , beleidigen­
den Ausfälle zur Verantwortung gezo­
gen werden könne"374 Aber auch die 
Bergbeamtenschaft sah sich schließlich 
trotz ihrer hinhaltenden Verzögerungs­
taktik veranlaßt, auf die Vorstellungen 
auf ministerieller Ebene einzugehen , um 
ihre bisherige Position und ihren Einfluß 
wahren zu können375. 
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Gleichwohl entpuppte sich jenes von 
Stein und Heynitz ausgedachte ausge­
klügelte System in der Praxis als ein Irr­
läufer, denn die Gewerken leisteten Wi­
derstand gegen die Erhöhung ihrer Ab­
gaben zur Besoldung der neuen Bergbe­
amten , so daß das Bergamt ständig um 
ausreichende Geldmittel für deren aus­
reichende Bezahlung kämpfen mußte376 

Die Gehälter waren so gering bemes­
sen, daß kaum jemand für diese Stellen 
gewonnen werden konnte, und wenn, 
fanden sich nur wenig geeignete und 
qualifizierte Personen. Die Unterschicht­
meister erhielten 15-18 Stüber täglich, 
was nur der Hälfte eines täglichen Hau­
erlohns von 30-36 Stüber im Gedinge 
entsprach. Das wohldurchdachte Kon­
trollsystem erwies sich in der Praxis als 
Makulatur. Die Fahrsteiger und Ober­
schichtmeister schrieben die Steigerzet­
tel und Grubenrechnungen der Unter­
schichtmeister zumeist ohne sie nachzu­
prüfen ab und gaben sie an die nächst­
höhere Instanz, das Bergamt, weiter. 
Betrügereien und Unregelmäßigkeiten 
waren bei dieser Art der Führung der 
Grubenhaushalte an der Tagesordnung, 
wie der Bergrat Gappell im März 1798 in 
einem Bericht an das Berg- und Hütten­
departement vermerkte: "Man sah und 
man sieht noch täglich, wie die Unter­
schichtmeister, die ohne alles Vermögen 
ihr Amt antraten , sich zusehends berei­
chern , locker und prächtig leben, Grund­
stücke ankaufen und Gapitalien verlei­
hen, da sie doch bey der seit einigen 
Jahren so enormen Theuerung in der 
hiesigen Provinz mit ihrem kargen Lohn 
kaum ein dürftiges Auskommen finden 
mussten "377

. 

Die von den Gewerken hervorgebrach­
ten Bedenken und Beschwerdepunkte 
gegen das neue System, daß das enge 
Vertrauensverhältnis zwischen ihnen 
und den Schichtmeistern mit denen vom 
Bergamt ernannten "fremden Leuten " 
verlorengehen würde, traten ein . Hatten 
vorher die Gewerken im Zusammenspiel 
mit ihren Schichtmeistern das Bergamt 
betrogen, so waren nun die Gewerken 
und das Bergamt gemeinsam die Leid-
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Ausblick 

Dieser Abriß der Entwicklung des märki­
schen Steinkohlenbergbaus im 17. und 
18. Jahrhundert läßt deutlich erkennen , 
daß es noch in mehrfacher Hinsicht nä­
herer Untersuchungen bedarf, um zu 
weiteren Erkenntnissen über diesen 
nicht nur regional bedeutsamen Wirt­
schaftszweig zu gelangen. Eine weiter­
führende Auswertung der herangezoge­
nen Aktenbestände unter den dargeleg­
ten Fragestellungen kann mit großer 
Wahrscheinlichkeit dazu beitragen. 
Selbst trotz fehlender Betriebsakten für 
den Zeitraum vor 1750 ist es möglich, 
durch eine Verknüpfung der unter­
schiedlichen Quellengattungen eine 
breitgefächerte und differenzierte Infor­
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tiv zur bislang herkömmlichen direktional 
bestimmten Bergbaugeschichtsschrei­
bungen mit ihrer einseitigen Betonung 
der staatlichen Aktivitäten. 
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